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Mittlerer Verwaltungsdienst (Fachlehrgang V)

Verwaltungsrecht
13. Übungsaufgabe VFA-K S 2003/II: „Verordnung für sichere Jurahänge“

1. Rechtmäßigkeit Mosers Anordnung

	Zuständigkeit

· örtlich

· sachlich
	(+),

· Art. 22 GO, 3 Abs. 1 Nr. 1 BayVwVfG

· Art. 6 LStVG (Art. 29, 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 GO)



	Aufgabe
	(+),

da herunterrollende Gesteins- und Erdbrocken laut Gutachten des Sachverständigen eine - konkrete - Gefahr für die öffentliche Sicherheit begründen (Schutzgüter Leben und Gesundheit von Menschen)



	Befugnis

(im Einzelfall –

Eingriff in Rechte

Sommerers)
	(+),

Art. 7 Abs. 2 Nr. 3 LStVG: laut Gutachten des Sachverständigen konkrete Gefahr für Leben und Gesundheit von Menschen durch abrutschende Hangteile abzuwehren



	Verwaltungsgrundsätze

· Anhörung

· Ermessen

· Bestimmtheit

· Verhältnismäßigkeit
	(+),

· Art. 28 Abs. 1 BayVwVfG („Rücksprache“)

· Art. 40 BayVwVfG (Reduzierung auf Null)

· Art. 37 BayVwVfG („näher bezeichnet“)w

· Art. 8 Abs. 1 – 3 LStVG



	Adressat
	(+),

Art. 9 Abs. 2 LStVG (Sommerer = „Zustands-Störer“)



	Ergebnis
	VA = rechtmäßig




2. Anordnung der sofortigen Vollziehung

	§ 80 Abs. 1 Satz 1 VwGO:

Widerspruch und

Anfechtungsklage haben
aufschiebende Wirkung.
	§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO: Die aufschiebende Wirkung

entfällt nur in den Fällen, in denen die sofortige Vollziehung im öffentlichen Interesse ... besonders angeordnet wird.



	§ 80 Abs. 3 VwGO: 1In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 4 ist das besondere Interesse an der sofortigen Vollziehung des Verwaltungsakts schriftlich zu begründen. 2Einer besonderen Begründung bedarf es nicht, wenn die Behörde bei Gefahr im Verzug, insbesondere bei drohenden Nachteilen für Leben, Gesundheit oder Eigentum vorsorglich eine als solche bezeichnete Notstandsmaßnahme im öffentlichen Interesse trifft.




3. Zuständigkeit für den Erlass der Verordnung

	Art. 42 Abs. 1 LStVG: Grundsatz
	Art. 42 Abs. 2 LStVG: Ausnahme

	1Verordnungen, zu deren Erlass die Gemeinden, die Landkreise oder die Bezirke durch dieses Gesetz oder durch andere Rechtsvorschriften ermächtigt sind, werden vom Gemeinderat, vom Kreistag, vom Bezirkstag erlassen. 2Der Erlass solcher Verordnungen ist Angelegenheit des übertragenen Wirkungskreises, soweit nicht durch Gesetz etwas anderes bestimmt ist.
	1Ist der Erlass einer Verordnung dringlich und duldet er keinen Aufschub bis zum Zusammentritt des nach Absatz 1 zuständigen Vertretungskörpers, so erlässt an dessen Stelle der erste Bürgermeister, der Landrat oder der Bezirkstagspräsident die Verordnung (dringliche Verordnung). 2Hiervon ist dem Vertretungskörper in der nächsten Sitzung Kenntnis zu geben.


4. Befugnis für Erlass der Verordnung

	Art. 7 Abs. 1 LStVG
	Art. 26 Abs. 1 Satz 1 LStVG

	Anordnungen und sonstige Maßnahmen, die in Rechte anderer eingreifen, dürfen nur getroffen werden, wenn die Sicherheitsbehörden durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes dazu besonders ermächtigt sind.
	Zur Verhütung erheblicher Gefahren für Leben oder Gesundheit können die Gemeinden ... durch Verordnung das Betreten und Befahren bewohnter oder unbewohnter Grundstücke oder bestimmter Gebiete auf die voraussichtliche Dauer der Gefahr verbieten.


5. Rechtsnatur der Schilder

	Art. 35 Satz 2 BayVwVfG (Allgemeinverfügung)

	Allgemeinverfügung ist ein Verwaltungsakt, der sich an einen nach allgemeinen Merkmalen bestimmten oder bestimmbaren Personenkreis richtet oder die öffentlich-rechtliche Eigenschaft einer Sache oder ihre Benutzung durch die Allgemeinheit betrifft.
	Art. 35 Satz 1 BayVwVfG: Verwaltungsakt ist jede Verfügung, Entscheidung oder andere hoheitliche Maßnahme, die eine Behörde zur Regelung eines Einzelfalls auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts trifft und die auf unmittelbare Rechtswirkung nach außen gerichtet ist.


Exkurs: Adressatenkreis und Sachverhalt

	Sachverhalt

Adressatenkreis
	konkret
	abstrakt

	individuell


	Verwaltungsakt

	generell


	Allgemeinverfügung

(definierbarer Personenkreis)
	Rechtsnormen

(auch Verordnung)


Exkurs: Verordnung und Allgemeinverfügung

	konkret-generelle

Allgemeinverfügung

(Art. 35 Satz 2 BayVwVfG)
	abstrakt-generelle

Verordnung

(z.B. Art. 7 Abs. 1, 26 Abs. 1 LStVG)

	Regelung: Rechtsgrundlage (Befugnis)


	Erlass: Besondere Ermächtigung

Bewehrung mit Geldbuße,

Art. 26 Abs. 3 LStVG



	(äußere) Wirksamkeit (Existenz): Bekanntgabe (Art. 43 Abs. 1 BayVwVfG), auch in mündlicher oder anderer Ausdrucksform (Art. 37 Abs. 2 BayVwVfG)


	Ausfertigung und amtliche Bekanntmachung (Art. 51 Abs. 1 LStVG) entsprechend kommunalen Satzungen (Art. 26 Abs. 2 GO: Amtsblatt oder Gemeindetafel)


5. Gaffkes Ordnungswidrigkeit

Gaffke beging eine Ordnungswidrigkeit nach §§ 1 und 3 der Betretungsverbotsverordnung i.V.m. Art. 26 Abs. 1 LStVG, weil er den in einer nach Art. 26 Abs. 1 LStVG erlassenen Verordnung abgesperrten Grundstücksbereich betreten hat. Gaffke begab sich in Batzhausen in den abgesperrten und zusätzlich mit Schildern kenntlich gemachten Grundstücksbereich, um dort die Baumaßnahmen zu beobachten.
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